
Stellungnahme:  FFF  schmeißt
REVO  raus  –  Sind
Antikapitalismus  und  die
Klimabewegung unvereinbar?
Die Katze ist aus dem Sack: Pünktlich zum Ersten Mai hat uns die Nachricht
erreicht,  dass  nun  tatsächlich  ein  Antrag  durchgekommen  ist,  der  eine
Unvereinbarkeit  von  Fridays  For  Future  (FFF)  Deutschland  mit  REVO
beschließen soll.  Unser Name prangt nun im Hufeisen neben AFD, NPD,
MLPD und dem III. Weg im offiziellen Strukturpapier. Dass hier linke und
faschistische Gruppen so nebeneinander genannt werden, müsste schon für
Empörung sorgen.  Anfang April  wurde auf  bundesweiter  Ebene von FFF
entsprechender Antrag gestellt. Dieser ist so weit FFF-intern zu behandeln,
weswegen wir nicht auf Details der Erklärung eingehen können. Wir möchten
dennoch  zumindest  im  Groben  einige  der  Lügen  und  Vorwürfe  hier
einordnen,  damit  die  Debatte  einem  breiteren  Kreis  von  Aktivist_innen
zugänglich wird.

Im  Antrag  werden  wir  als  isolierte  Organisation  dargestellt,  deren
ausschließliche  Politik  ein  parasitäres  und  hinterhältiges  Unterwandern
anderer  linker  Kräfte  sei.  Angeblich  schrecken  wir  dabei  so  wenig  vor
Druckausübung bis hin zu unmittelbarer Gewalt zurück, dass allen Aktivisti
angst und bange werden müsste. Untermalt wird dies mit dem Vorwurf, dass
wir ein unkritisches Verhältnis zur DDR oder der RAF hätten. Für all diese
Vorwürfe  hätte  ein  fünfminütiger  Besuch  unserer  Insta-  oder  Webseite
ausgereicht,  um sich eines Besseren belehren zu lassen.  Man hätte dort
beispielsweise gesehen, dass wir tatkräftig in der Umweltbewegung aktiv
sind, aktionistische Basisarbeit an Schulen leisten, solidarisch in diversen
Bündnissen  mitwirken  und  himmelweit  davon  entfernt  sind,  mordlustige
Monster zu sein. Und wenn wir schon bei der schlechten Informationslage
sind:  Die  Gruppe  Arbeiter:innenmacht  wurde  auch  direkt  als  unsere
„Dachorganisation“  ausgeschlossen,  während  wir  in  Wahrheit  von  dieser
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unabhängig sind.

Die politische Herkunft derjenigen, die uns hier als „Parasiten“ bezeichnen,
hat  dabei  schon eine gewisse Ironie:  Eine Führung,  in  welche Millionen
Schüler_innen ihre Hoffnung gesetzt haben, welche aber gleichzeitig keine
politischen Erfolge gegen die Regierung durchsetzen konnte und stattdessen
mit  den Grünen und den NGOs im Rücken ein  paar  ansehnliche Posten
gefunden hat, sollte mit diesem Wort vorsichtiger umgehen gegenüber einer
kleinen,  aktivistischen  Gruppe  von  Jugendlichen.  Angesichts  der  immer
größeren Dringlichkeit  der Klimakatastrophe,  der Mobilisierungsschwäche
unserer Bewegung und der Antwort der Ampel-Regierung, die in Lützerath
knochenbrechende Bullen auf uns los gehetzt hat und nun mehr und mehr
Aktivist_innen einknastet  (von LG z.  B.  ),  wäre es  rühmlicher,  wenn die
Führung der Bewegung eine allgemeine Debatte darüber anstieße, wie wir in
die  Offensive  übergehen  können,  anstatt  diejenigen,  die  es  auf  eigene
Initiative versuchen, auszuschließen.

Im  Konkreten  beziehen  sich  die  gegen  uns  erhobenen  Vorwürfe  zum
allergrößten Teil  auf angebliche Handlungen eines unserer Genoss_innen.
Mensch  hat  sich  2019  als  Schüler_in  in  FFF  politisiert,  sich  davon
wegradikalisiert und ist vor circa einem Jahr bei uns gelandet. Dennoch hat
sich  Mensch  bis  zum  Schluss  als  Teil  von  FFF  verstanden  und  noch
schwindende  Hoffnungen  reingesteckt,  dass  auch  die  Bewegung  die
offensichtlichen  Widersprüche  erkennt,  in  denen  sich  eine  bürgerliche
Umweltbewegung befindet. Hierbei war Mensch unter Anderem im linken
Flügel  von  FFF  aktiv  und  zwar  weitestgehend  eigenständig  und
unabgesprochen  mit  uns  als  REVO.

Erst recht haben wir den linken Flügel nicht geheim orchestriert. Dennoch
wird  uns  genau  dies  vorgeworfen,  wobei  unerheblich  ist,  ob  bestimmte
Geschichten stattfanden, bevor besagte Person überhaupt bei uns war und
welchen Anteil  sie  selbst  daran  geleistet  hat.  Wir  werden dabei  für  ein
Großteil der jüngeren linken Oppositionsarbeit verantwortlich gemacht, als
könnte so etwas nicht auch spontan in FFF passieren.

Uns  erscheint  es  so,  als  seien  alle  halbgaren  Infos  und  Vorwürfe



zusammengekratzt  worden,  die  gefunden  werden  konnten,  um  unsere
Positionen aus den Prozessen in FFF auszuschließen. Das andere sich an
bestimmten Verhaltensweisen gestört haben, ist sicherlich nachvollziehbar.
Aber  dass  für  eine  relativ  kleine  Orga  direkt  der  große  Hammer
„Unvereinbarkeit“  rausgeholt  wird,  wirft  schon  Fragen  auf.

Was ist der politische Hintergrund?
Millionen  von  Aktivisti  haben  sich  der  Bewegung  angeschlossen,  haben
Gegenwind geerntet und viel Energie in die Bewegung gesteckt. Und was
haben wir dafür bekommen? Lausige Klimapakete, folgenlose Konferenzen
und eine Menge heißer Luft. Dies führte dazu, dass der Abstand zwischen
unseren Aktionen größer und die Aktionen selbst kleiner wurden, sich viele
von uns frustriert von der Bewegung zurückgezogen haben. Die Bewegung
hat sich polarisiert in diejenigen, die für die Grünen im Bundestag sitzen,
während wir uns wie viele andere von den Bullen aus dem Danni oder Lützi
prügeln lassen.

In  unserem  Strategiepapier  zur  Krise  der  Klimabewegung  haben  wir
ausführlich dargelegt, welche Schritte wir als nächstes gemeinsam gehen
müssen, wenn wir die Bewegung retten und diesen Planeten erhalten wollen.
Wir müssen die Basis unserer Bewegung erweitern. Es kann nicht sein, dass
wir  hauptsächlich  aus  Schülis  und Studis  bestehen.  Wir  müssen auf  die
Beschäftigten  in  den  für  das  Klima  relevanten  strategischen
Wirtschaftssektoren  zugehen  und  uns  zusammen  organisieren.  Inhaltlich
müssen wir unsere Forderungen daran ausrichten, die Klimafrage mit der
Sozialen Frage zu verbinden. Andernfalls werden die Rechten diese Lücke
füllen  und ihre  Klimaleugnerei  als  Sozialpolitik  verkaufen.  Wir  brauchen
Klimaforderungen,  die  zugleich  soziale  Verbesserungen  für  alle  mit  sich
bringen,  statt  Verbote,  Entlassungen  und  Green  Washing.  Gleichzeitig
müssen wir anfangen unsere Forderungen auch dort an die Leute zu bringen,
wo wir uns tagtäglich aufhalten: in unseren Schulen, Unis und Betrieben. Vor
Ort  müssen  wir  Basiskomitees  aufbauen,  die  kontinuierlich  Arbeit  zum
Klimaproblem  machen  und  diese  mit  den  sozialen  Problemen  vor  Ort
verknüpfen.



Innerhalb von FFF rumort es und immer mehr Antikapitalist_innen fangen
an, die Politik der Führung von FFF in Frage zu stellen. Als Organisation sind
wir dabei ein leichtes Ziel, für diejenigen, die das verhindern wollen. Weil wir
offen  und  unangepasst  auftreten  und  dadurch  vielleicht  nicht  zu  den
Allerbeliebtesten gehören, und darauf sind wir stolz. Den verbliebenen linken
Kräften innerhalb von FFF sollte klar sein: Wenn man mit solchen Vorwürfen
durchkommt,  erhöht  das  den  Anpassungsdruck  auf  alle  anderen
antikapitalistischen Kräfte und schwächt deren Position massiv. Das sollte
eben diese Kräfte zum Nachdenken anregen, welche Rolle FFF noch spielen
kann.  Es  gibt  eine  große  Kluft  zwischen  einigen  Ortsgruppen  und  der
Bundesorga und die politische Perspektivlosigkeit, dass man durch Appelle
ein Einlenken der Regierung erreichen will, hat sich ein ums andere Mal
gezeigt.  Wir  wollen  FFF  zugutehalten,  dass  sie  die  Klimakrise  auf  die
Tagesordnung  gesetzt  haben.  Aber  zur  Bewältigung  brauchen  wir
kämpferische  und  antikapitalistische  Antworten.

Wir schlagen vor, gemeinsam mit linken Kräften der Umweltbewegung eine
antikapitalistische  Klimakonferenz  zu  organisieren,  um  Forderungen  und
Aktionsformen zu entwickeln, die diese Antworten leisten. Die Wähl-  und
Abwählbarkeit  ist  hierbei  zentral,  um  die  Verselbstständigung  von
Führungspersonen zu verhindern und eine basisdemokratische Kontrolle von
unten zu gewährleisten. Außerdem müssen wir dafür Sorge tragen, dass an
diesen Debatten und Auseinandersetzungen sowohl Arbeiter_innen als auch
marginalisierte  Gruppen  teilnehmen  können  und  gehört  werden.  Der
Charakter  einer  solchen  Konferenz  sollte  darauf  ausgerichtet  sein,  ein
gemeinsames antikapitalistisches Klima-Aktionsprogramm zu verabschieden,
in dem wir uns auf gemeinsame Forderungen und Aktionen einigen.

Der Widerstand gegen die Klimakrise geht also weiter und wir lassen uns
nicht unterkriegen! Kämpfen wir zusammen in den Schulen, Unis, Betrieben,
Gruben, Wäldern und auf der Straße!

Falls ihr eure Solidarität zeigen wollt, könnt ihr den Beitrag gerne teilen!



Arbeitskampf und Klimastreik –
One Struggle, One Fight?
Von Stephie Murcatto, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Die  Klimabewegung ist  an  einem Wendepunkt  angekommen.  Die  großen
Mobilisierungen der Klimabewegung, so wie der Fridays For Future Global
Strike, stagnieren seit Corona. Die Partei „die Grünen“ hat sich lange als
Verbündete der Proteste präsentiert und ist nun an der Regierung dabei,
alles zu verraten, wofür die Klimabewegung einsteht. Viele Aktivist_Innen
greifen  zu  verschiedenen  neuen  Strategien,  um  den  Klimawandel
aufzuhalten. Die „Letzte Generation“ verwendet Straßenblockaden mit dem
berühmten Festkleben. End Fossil Occupy besetzte Schulen und Unis. Dazu
kam  jüngst  auch  die  Abbaggerung  Lützeraths,  die  zwar  von  massiven
kämpferischen  Protesten  begleitet  wurde,  aber  schlussendlich  die
Abbaggerung des Dorfs, welches für Jahre als Symbol der Klimabewegung
gestanden hat, nicht verhindern konnte. Dennoch ist das 1,5 Grad Ziel in
weitere Ferne gerückt und die Proteste blieben gesellschaftlich isoliert. So
unterschiedlich  die  Forderungen  und  Taktiken  von  FFF,  EG,  Letzte
Generation, XR usw. auch sein mögen, ähnlich sind sie sich in dem Punkt,
dass sie den Staat mit Appellen und der Erzeugung medialer Aufmerksamkeit
von der Wichtigkeit der Reduktion von CO2 überzeugen möchten. Dass ihre
Aktionsformen viele  Menschen mobilisieren  können,  haben sie  bewiesen.
Jedoch  haben  s ie  auch  geze ig t ,  dass  s i ch  d ie  po l i t i schen
Entscheidungsträger_Innen trotz aller tollen Worte nicht durch symbolische
Appelle von ihrer klimaschädlichen Politik abbringen lassen. Wir müssen also
aus den letzten 3 Jahren Klimaaktivismus die Bilanz ziehen,  dass unsere
Bewegung neue  Aktionsformen braucht,  die  über  Aufforderungen an  die
Politiker_Innen und symbolische medienwirksame Aktionen hinausgehen. Das
geht unserer Meinung nach nicht mit, sondern nur gegen den Staat.
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Der  Kampf  gegen  den  Klimawandel  ist  ein
Klassenkampf!
Anstatt also die Politik zu bitten, dieses und jenes zu tun, müssen wir unser
Schicksal  selbst  in  die  Hand  nehmen.  Das  Mittel  dafür  stellt  die
Vergesellschaftung  dar:  Indem  wir  Energieproduktion,  Verkehr  oder
Landwirtschaft  demokratisch  organisieren,  kontrollieren  und  planen,
entreißen wir sie der egoistischen und widersprüchlichen Marktlogik und
können so  ein  Wirtschaften,  orientiert  an  unseren Bedürfnissen und der
Erhaltung des Planeten anstatt an der Vermehrung von Profiten, umsetzen.
Durch unsere aktuelle profitbasierte Wirtschaftsweise können sich Reiche
viel besser vor den Auswirkungen des Klimawandels schützen, während wir
insbesondere in ärmeren Ländern seinen Folgen schutzlos ausgesetzt sind.
Wer wie unter der Klimakrise leidet ist eine Klassenfrage, weshalb wir den
Kampf dagegen auch als Klassenkampf verstehen müssen. So müssen wir
dafür eintreten, dass die Kosten der Klimakrise nicht auf dem Rücken der
Arbeiter_Innen und der Jugend ausgetragen werden (z. B. durch Ökosteuern
oder  Massenentlassungen  in  umweltschädlichen  Industrien).  Wir  müssen
dafür sorgen, dass die Klimafrage und die soziale Frage nicht gegeneinander
ausgespielt, sondern miteinander verbunden werden. Das heißt also, neue
Jobs  in  der  Gewinnung  regenerativer  Energien  zu  schaffen  und  durch
Umschulungen, höhere Löhne und Arbeitszeitverkürzungen gleichzeitig für
bessere  Arbeit  und ein  besseres  Klima zu kämpfen.  Dafür  brauchen wir
jedoch auch in der Klimabewegung ein Verständnis für die existenziellen
Sorgen und Nöte der Beschäftigten und keine abgehobene Ignoranz, wie sie
in der Debatte manchmal vorkommt. Sprüche wie „Sucht euch doch einfach
nen‘ Job in nem Öko-Startup!“ helfen da wenig weiter und spiegeln vielmehr
die privilegierte Position einiger Aktivist_Innen wider. Doch am letzten FFF
Global Strike am 03.03.2023 haben in verschiedenen Orten FFF und die
Dienstleistungsgewerkschaft  Ver.di  gemeinsam gestreikt.  Dies stellt  einen
absolut notwendigen Schritt  der Klimabewegung in die richtige Richtung
dar!



Was macht die Streiks so besonders?
Bevor wir diese Frage beantworten können, müssen wir erstmal klarstellen,
inwiefern ein Streik einen Unterschied dazu darstellt, wie FFF vorher ihre
Aktionen gestaltet hat. Auf der Straße mag es nämlich gar nicht so anders
aussehen, aber in der Realität ist  es ein qualitativer Unterschied zu den
vorherigen  FFF-Demos,  wenn  die  Gewerkschaften  ihre  Streiks  auf  den
gleichen Tag legen und sich hinter die Forderungen von FFF stellen. Dieser
besteht darin, dass, wenn die Gewerkschaften streiken, ein ökonomischer
Druck aufgebaut werden kann. Im Extremfall kann durch einen Generalstreik
im wahrsten Sinne des  Wortes  ein  komplettes  Land lahmgelegt  werden.
Keine U-Bahnen fahren, keine Autos werden produziert, du kannst dir nicht
bei McDonald‘s nen‘ schönen Cheeseburger kaufen, Amazon liefert nicht und
keine Güter werden im Hamburger Hafen entladen. Kurzum: Alles, was den
Kapitalismus zum Funktionieren bringt, steht still.

In  einer solchen Situation muss man auch nicht  mehr an die  Regierung
appellieren,  etwas  gegen  den  Klimawandel  zu  tun.  Zum einen  steht  sie
dadurch unter einem wahrhaftigen Druck zu handeln. Zum anderen entsteht
durch Streiks das Bewusstsein unter den Beschäftigten, dass sie selbst es
sind,  weswegen  der  gesamte  Laden  überhaupt  laufen  kann.
Revolutionär_Innen müssen ihnen dann im Zuge der Streiks aufzeigen, dass
im nächsten Schritt sie selbst es sind, die demokratischer Kontrolle über die
Produktionsmittel übernehmen müssen. So weit sind wir jetzt im Fall des
gemeinsamen Streiks von FFF und Ver.di noch nicht. Jedoch ist es ein erster
wichtiger gemeinsamer Schritt, dass die Gewerkschaft ihren Warnstreiktag
auf das Datum des Klimastreiks gelegt hat, dass in vielen Städten gemeinsam
protestiert wurde und ein symbolischer Schulterschluss stattgefunden hat.

Aber  welchen  Schritt  machen  wir  als
nächstes?
Allein dieses Minimum an öffentlicher Solidarität hat in den bürgerlichen
Medien schon einen Shitstorm gegen die Gewerkschaft ausgelöst. “Das ist ja
politischer  Streik!“  hier..  und  „das  ist  doch  verboten!“  dort.  Um  einen



politischen Streik handelt es sich hier jedoch (leider) keinesfalls, denn ver.di
hat  lediglich  den  Termin  für  ihren  Warnstreik  für  den  Tarifkampf  im
Öffentlichen Dienst (TV-ÖD) auf denselben Termin wie FFF gelegt, jedoch
keine ökologischen Forderungen in den Tarifvertrag mit aufgenommen.

Doch tatsächlich hat Deutschland ein extrem rückschrittliches Streikrecht, in
dem politische Streiks verboten sind. Damit macht sich Deutschland zu dem
Land,  mit  dem  rückschrittlichsten  Streikrecht  in  ganz  Europa  –  gleich
scheiße ist nur der Vatikan. Gewerkschaften in Deutschland dürfen Streiks
lediglich  als  letztes  Mittel  nutzen,  um  Druck  in  Tarifverhandlungen
auszuüben. Prinzipiell sind politische Streiks aber nicht von der Verfassung
verboten.  Es  gibt  lediglich  eine  Tradition  in  der  Rechtsprechung  des
Bundesarbeitsgerichtes,  die  Streiks  ohne  Bezug  zu  laufenden
Tarifverhandlungen  häufig  mit  Einschränkungen  und  Repression  belegt.
Po l i t i sche  S t re iks  s ind  a l so  t ro tzdem  mög l i ch ,  wenn  d ie
Gewerkschaftsbürokratie dazu bereit wäre. Denn eigentlich ist es auch gar
nicht  wichtig,  ob  ein  politischer  Streik  oder  gar  ein  Generalstreik  im
Einklang  mit  dem  geltenden  Recht  in  Deutschland  steht.  Die  großen
Generalstreiks  in  der  Geschichte  der  Arbeiter_Innenbewegung  in
Deutschland  waren  es  zumindest  auch  nicht:  Ob  die  Massenstreiks  zur
Beendigung  des  Ersten  Weltkrieges,  oder  der  Generalstreik,  der  die
Weimarer Republik vor einem faschistischen Putsch 1920 gerettet hat. Was
sol l  auch  so  e in  Stück  Papier  gegen  d ie  gebal l te  Kraf t  der
Arbeiter_Innenklasse  ausrichten?  Schließlich  hat  ein  Generalstreik  mit
Millionen  Unterstützer_Innen  auch  eine  viel  höhere  demokratische
Legitimität als irgendein von Juristen konstruiertes Urteil. Die Herrschenden
sind  dadurch  gezwungen,  auf  die  Interessen  der  streikenden  Massen
einzugehen und können, sollten sie dies nicht tun, durch weitere Aktionen
sogar entmachtet werden.

Die Bürokraten in den Gewerkschaften stehen
uns im Weg
Dass heute nicht alle Arbeiter_Innen und Gewerkschaftsmitglieder so Feuer
und Flamme für politische Streiks fürs Klima und die Vergesellschaftung der



Produktionsmittel  eintreten,  hat  viel  mit  den  desillusionierenden
Erfahrungen der Gewerkschaftsbewegung in den letzten Jahrzehnten zu tun.
So hat die Gewerkschaftsführung mit ihrer Politik der Sozialpartnerschaft
(was  so  viel  wie  Kooperation  zwischen  Kapital  und  Arbeit  anstelle  von
Klassenkampf heißt) für Vertrauensverlust, Trägheit und Passivität unter den
Gewerkschaftsmitgliedern gesorgt. Und das, obwohl Umweltschutz seit dem
Entstehen  der  Arbeiter_Innenbewegung  eigentlich  immer  ein  zentrales
Thema der Gewerkschaften war. Im Zuge der Sozialpartnerschaft haben die
Gewerkschaften dann das Umweltthema und viele andere politische Fragen
nach und nach im Aktenschrank der Geschichte verstaut und sich von den
Unternehmen aus der Sphäre der Politik drängen lassen, sodass sie sich
heute  nur  noch  für  Tarifverhandlungen  zuständig  fühlen.  In  diesem
Aktenschrank  müsste  sich  auch  ein  Schredder  befinden,  dem  die
internationale Solidarität zum Opfer gefallen ist. Mit der Sozialpartnerschaft
ging  nämlich  auch  die  Entfaltung  der  nationalistischen  Orientierung der
Gewerkschaften einher, die den Ausbau Deutschlands zur Exportmacht der
Solidarität mit Arbeiter_Innen weltweit vorzieht. Doch da der Kampf gegen
die  Klimakrise  global  stattfinden  muss,  brauchen  wir  internationale
Solidarität  statt  nationalistischer  Spaltung.

Die Gewerkschaftsführungen werden sich vermutlich leider nicht so leicht
von unseren Argumenten überzeugen lassen. Das liegt daran, dass sie selber
viel  zu  tief  in  der  Scheiße mit  drinstecken und ihre  eigenen Privilegien
verlieren könnten. Es braucht also aktiv Druck aus der Gewerkschaftsbasis
gegen die Führung. Beschäftigte, die bei ver.di organisiert sind, müssen in
ihren  Betrieben  Streikkomitees  aufbauen,  die  wähl-  und  abwählbare
Delegierte in die Streikversammlungen entsenden, und selbst die Kontrolle
über den Fortgang des Streiks übernehmen, sowie über weitere Maßnahmen
entscheiden.  Ebenso  darf  beispielswiese  der  aktuelle  Kampf  für
Lohnerhöhungen im Nahverkehr nicht bei einem schlechten Kompromiss mit
den Bossen stehenbleiben, sondern muss den Ausbau des Streckennetzes,
Solidarität mit Streiks in anderen Branchen und Übergangsforderungen auf
die Tagesordnung setzen. In allen für den Kampf gegen den Klimawandel
strategisch wichtigen Sektoren, ob in der Autoindustrie, dem Nahverkehr
oder  der  Energieindustrie  braucht  es  eine  kämpferische  Basisbewegung



gegen die verräterische Politik der Gewerkschaftsbürokratie.

Schüler_Innen und Beschäftigte: Schulter an
Schulter!
Als Schüler_Innen haben wir leider nur begrenzten Einfluss darauf, was in
den Gewerkschaften passiert. Ein erster Schritt wäre es aber zum Beispiel
schon  einmal,  Streikposten  zu  besuchen  und  mit  den  Streikenden  in
Diskussion zu treten. Was wir außerdem machen können, ist innerhalb der
Klimabewegung  weiterhin  für  die  Notwendigkeit  der  Solidarisierung  mit
Streiks,  das  Verständnis  vom  Kampf  gegen  den  Klimawandel  als
Klassenkampf und die Perspektive von sozial-ökologischen Verbesserungen
für alle, statt Verbote und Green New Deal einzutreten. Dafür ist es wichtig,
dass wir uns an unseren Schulen organisieren und die Klimafrage vor Ort an
unsere Mitschüler_Innen tragen. Gemeinsam können wir diskutieren, welche
Probleme  an  der  Schule  existieren  und  wie  diese  mit  dem  Klima
zusammenhängen.  Warum  ist  zum  Beispiel  Geld  dafür  da,  dass
Bundeswehroffiziere in den Politikunterricht kommen, um fürs Sterben zu
werben, während veganes Essen in der Mensa angeblich viel zu teuer ist?
Und  wer  bestimmt  in  der  Schule  überhaupt  darüber,  wie  das  Geld
ausgegeben  wird?  Wir  müssen  uns  zusammensetzen  und  diese  Fragen
diskutieren.  Durch  Vollversammlungen  können  wir  die  gesamte
Schüler_Innenschaft erreichen. Dabei können zum Beispiel auch Beschäftigte
von ver.di eingeladen werden, um gemeinsam in Diskussion zu treten. Wie
ihr eine Vollversammlung an eurer Schule organisieren könnt, erfahrt ihr in
einem anderen Artikel („Versammeln wir unsere Mitschüler_Innen gegen die
Klimakrise!“) in dieser Zeitung.



Warum  muss  die
Umweltbewegung  international
sein?
Von Felix Ruga, aus der REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Die Klimakrise betrifft uns zwar alle, aber manche Menschen leiden stärker
unter ihren Folgen als andere. Schon das durch das Pariser Klimaabkommen
gesetzte Klimaziel von höchstens 1,5° Erderwärmung wird die verletzlichen
Bevölkerungen überproportional stark treffen. Die Hauptsymptome dessen
dürften  sein:  Unsichere  Nahrungsmittelversorgung,  höhere
Lebensmittelpreise,  Einkommensverluste,  negative  Auswirkungen  auf  die
Gesundheit  und  Vertreibung  von  ihrem  Zuhause,  zum  Beispiel  durch
Wetterextreme  oder  sich  ausbreitende  Wüsten.

Das  kommt  nicht  nur  durch  die  klimatischen  und  geographischen
Verhältnisse  am  Wohnort  selbst,  wodurch  zum  Beispiel  in  einigen
afrikanischen Ländern der Ertrag von Mais, Weizen und Hirse jetzt schon
sinkt, während der Großteil des „globalen Nordens“ weniger betroffen ist.
Sondern es geht auch darum, wie viel Einkommen man innerhalb der Länder
hat: Arme Menschen sind besonders verletzlich, da diese einen Großteil ihres
Geldes  für  Essen  ausgeben  und  bei  Ernteausfällen  nicht  die  steigenden
Preise mittragen können.

Außerdem  fehlt  ein  finanzieller  Puffer,  um  nach  Naturkatastrophen  wie
Überschwemmungen die zerstörte Lebensgrundlage zu erneuern. Sowieso
hat  dann  wohl  auch  schon  vorher  das  Geld  gefehlt,  um  wie  reichere
Menschen ihr Haus abzusichern, zum Beispiel durch eine stabile Bauart oder
Wasserablaufsystemen.

Gleichzeitig haben wir aber den Punkt, dass die Menschen, die am stärksten
unter  dem  Klimawandel  leiden,  ihn  nicht  verursacht  haben.  Eine  sehr
beeindruckende  Zahl:  Die  gesamten  CO2-Emissionen  seit  der
Industrialisierung. Im Zeitraum von 1751 bis 2018 haben die USA und die EU
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zusammen etwa die Hälfte der globalen CO2-Emissionen verursacht – China
etwa 13 Prozent, Afrika und Südamerika je rund 3 Prozent.

Solche Statistiken zum CO2-Ausstoß sind zwar heftig, aber letztendlich auch
nicht so unendlich aussagestark: Wir leben nämlich in einer international
verbundenen Welt.  Wo das CO2 emittiert wird, sagt nur indirekt, welche
Konzerne letztendlich von diesem CO2 profitieren und wohin das Geld fließt.
Hierfür könnte ein Begriff nützlich sein: Der Umweltimperialismus.

Was heißt Umweltimperialismus?
Im marxistischen Sinne spricht man beim Begriff „Imperialismus“ von einem
kapitalistischen Stadium, in dem sich das Weltsystem befindet. Es geht dabei
nicht um eine bestimmte ausbeuterische Politik, sondern muss wirklich als
weltweites System begriffen werden. Dieses zeichnet vor allem aus, dass in
wichtigen Sektoren keine wirklich freie Konkurrenz mehr herrscht, sondern
die früher kleinen Betriebe immer weitergewachsen sind und immer mehr
ihre  Konkurrenz  aufgefressen  haben,  sodass  jetzt  große  multinationale
Konzerne wie  Google,  Nestle  oder  Volkswagen ihre  Märkte  kontrollieren
können.  Diese  sind  beheimatet  in  den  sogenannten  „imperialistischen
Zentren“, zu denen Deutschland gehört, aber auch die USA, China, Russland
und so weiter. Die Welt ist mehr oder weniger unter diesen Ländern und
Konzernen aufgeteilt und wird von diesen ausgebeutet. Es gibt heute kein
Land mehr, was nicht in dieses System aus Ausbeutung und Ausgebeutetsein
eingebunden ist. Wie diese Ausbeutung konkret aussieht?

Zum einen besteht die moderne Abhängigkeit zwischen Ländern vor allem in
einer Schuldknechtschaft. Arme Länder sind wirtschaftlich so abhängig von
Krediten,  dass  diese  sich  den  Wünschen  der  Imperialist_Innen,  oder
vermittelt über den IWF, nicht entgegenstellen können. Außerdem werden
sie auch durch die billigen Produkte und das patentierte Wissen aus der
Industrie in den Zentren abhängig gemacht. Man bezeichnet diese Länder als
Halbkolonien,  weil  sie  wirtschaftlich  abhängig,  aber  politisch-formal
unabhängig  sind.

Zum anderen findet die Ausbeutung im sogenannten „Ungleichen Tausch“



statt:  Die  Einführung von technologischen Fortschritten führt  dazu,  dass
Arbeitskraft „effizienter“ eingesetzt wird, sodass Massenprodukte deutlich
billiger werden müssten. Die abhängigen Länder werden jedoch auf einem
technologischen Stand gehalten, in dem die Arbeitskraft nicht so effizient
eingesetzt wird, wie es in den Zentren möglich ist. Deswegen kommt es zum
ungleichen  Tausch:  Die  abhängigen  Länder  zahlen  höhere  Preise  und
bekommen  weniger  Einkommen,  müssen  also  viel  mehr  Arbeitskraft
aufwenden.  Dies  manifestiert  wiederum  die  technologische
Rückschrittlichkeit.

Der  ungleiche Tausch führt  dazu,  dass  eine internationale  Arbeitsteilung
entsteht, nämlich dass die automatisierbaren und lukrativen Tätigkeiten in
den imperialistischen Zentren bleiben, während die arbeitsintensiven und
unlukrativen Tätigkeiten in die abhängigen Länder ausgelagert werden. Und
diese Tätigkeiten sind meist auch jene, die besonders großen ökologischen
Schaden  anrichten.  So  braucht  die  Produktion  von  Rohstoffen,  wie  im
Bergbau oder in der Agrarwirtschaft, viel Platz und vergiftet die Umwelt.

Außerdem kann  in  den  imperialistischen  Ländern  das  politische  System
durch die Extraprofite stabilisiert werden. So können negative ökologische
Folgen in andere Länder verlagert werden, also auch besonders dreckige
Industrie. Anstatt hier werden in den Halbkolonien werden dann Rohstoffe
geplündert,  Landstriche  und  Wasserressourcen  zerstört,  Bevölkerungen
entwurzelt,  Wälder  gerodet.  Dies  dann  als  grüne  Errungenschaften  zu
verkaufen,  ist  mittlerweile  das  grüne  Hauptgeschäft  der  herrschenden
Politik. Dass dann im Ausland im Interesse von deutschen Konzernen die
Umwelt  zerstört  wird,  sei  dann weder  Verantwortung noch Problem der
deutschen Regierung.

Ein recht bekanntes Beispiel dafür ist die Herstellung von E-Fahrzeugen. In
Südamerika wird Lithium abgebaut, indem die Vorkommen unter der Erde
mit dem ohnehin knappen Wasser unterspült werden und danach in riesigen
Salinen verdampfen.  Hierfür wird haufenweise Wasser gestohlen und die
dortigen  Indigenen  verjagt,  wenn  sie  wegen  des  Wassermangels  nicht
ohnehin schon ihren Lebensunterhalt verloren haben. Mit diesem Lithium
werden die Lithium-Ionen-Akkus für E-Autos und Co. hergestellt. Gleichzeitig



werden in Deutschland die sauberen, angenehmen und lukrativen Tätigkeiten
ausgeführt: Der Entwurf, der Zusammenbau aus den Einzelteilen und der
Verkauf.  Und  der  geringere  CO2-Ausstoß  wird  dabei  durch  andere
ökologische  Zerstörung  erkauft.

Und die Arbeitsteilung hat ein weiteres Problem: Rohstoffe und halbfertige
Produkte  werden  ständig  über  die  ganze  Welt  transportiert,  um  die
vorteilhaften  Arbeits-  und  Steuerverhältnisse  der  einzelnen  Länder
auszunutzen.  Sinnvolle  Produktionsketten  sehen  anders  aus.

Der Kampf muss international sein!
Was  man  am besten  versteht,  wenn  man  es  umdreht:  Was  würde  also
passieren, wenn wir unseren Kampf auf Deutschland oder zumindest die EU
isolieren? Zum einen würden wir  dabei  den Kontakt  zu den Betroffenen
verlieren, die jetzt schon davon gebeutelt sind. Also die Armen in den Slums
der großen Städte, die geknechteten Kleinbäuer_Innen, die geschundenen
Arbeiter_Innen  in  den  Rohstoffunternehmen,  die  Massen  an
Klimaflüchtlingen.  In  ihnen  steckt  ein  sehr  großes  Potenzial,  militanten
Widerstand gegen den Umweltimperialismus zu leisten.

Diese brauchen wiederum auch uns, denn in den Zentren sitzen ja die großen
Unternehmen, die diese Abhängigkeiten ausnutzen und aus den betroffenen
Ländern  viel  schwerer  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  können.  Zum
anderen würden wir unserer herrschenden Klasse die Möglichkeit lassen,
sich der Verantwortung zu entziehen. Wir hätten nichts gewonnen, wenn
beispielsweise Deutschland klimaneutral wäre, weil alle CO2-Schleudern ins
Ausland  verlegt  wurden.  Dem  Klimawandel  und  vielen  anderen
Umweltzerstörungen  ist  es  ja  gerade  eigen,  dass  die  ganze  Welt  davon
betroffen ist.

Und deswegen müssen wir eben auch eine weltweite Antwort darauf finden
und eine Alternative zum Kapitalismus eröffnen:

Entschädigungslose Enteignung unter Arbeiter_Innenkontrolle aller
Unternehmen, die sich weigern auf umweltschonende Technologie



umzusteigen,  sowohl  „daheim“  als  auch  in  ihren  Liefer-  und
Produktionsketten!  Diese  müssen  offengelegt  werden!
Internationale  patent-  und konkurrenzfreie  Forschung!  Zugang zu
Erkenntnissen für alle!
Ende der Patente auf Saatgut und Technologien!
Schuldenschnitt für den globalen Süden!
Für eine klassenkämpferische und internationale Umweltbewegung!

Streiks  im  ÖPNV:  Für  eine
sozialistische Verkehrswende!
Von Yorick F., aus der REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

FFF und ver.di gemeinsam im Streik
Am 3. März fand der Tag des Globalen Klimastreiks von Fridays For Future
statt,  der  in  diesem  Jahr  aktiv  mit  den  Arbeitskämpfen  im  öffentlichen
Personennahverkehr verbunden wurde.

Am selben Tag hatte die Gewerkschaft ver.di bundesweit in mehr als 250
Orten zum Streik aufgerufen. Nicht nur stand der Verkehr an diesem Tag
größtenteils  still,  auch  die  Beschäftigten  solidarisierten  sich  durch  eine
Teilnahme an den Demonstrationen mit den Klimaaktivist_Innen, welche im
Gegenzug Streikposten besuchten. Gemeinsam unterstützten sie mit ihnen
ihre Forderungen nach einem Festgeld von 500€ und einer Lohnerhöhung
von 10,5% als Ausgleich für die weiterhin wütende Inflation, sowie einen
massiven  Ausbau  des  ÖPNVs.  Auch  mit  Beschäftigten  aus  der
Automobilindustrie wurde gestreikt, so in Zwickau wo gemeinsam mit den
Beschäftigten  des  Automobilzulieferers  GKN  für  ihre  Tarifforderungen
gestritten wurde. Das Echo auf diesen erneut aufkommenden Schulterschluss
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zwischen  Klimabewegung  und  Gewerkschaften  blieb  nicht  aus:  So
bezeichnete  der  Vorsitzende  der  Bundesvereinigung  der  deutschen
Arbeitgeberverbände  (BDA)  Steffen  Kampeter  diesen  als  „gefährliche
Grenzüberschreitung“.  Wir  sagen:  Wenn sich  prominente  Vertreter_Innen
des  Kapitals  besorgt  zeigen,  ist  das  ein  gutes  Zeichen!  Auch  dass  sich
Bundesverkehrsminister Volker Wissing (FDP) am Tag des Klimastreiks für
einen weiteren Ausbau der Autobahn ausgesprochen hat, zeigt, dass diese
Entwicklungen  mehr  als  notwendig  sind.  Die  Klimabewegung  muss  jetzt
weiterhin in der notwendigen Frage der Verkehrswende zeigen, dass die
ökonomische Not der Beschäftigten ihr nicht egal ist und dass die Interessen
der Arbeiter_Innen auch ihre sind.

Die Rolle des Verkehrs für den Klimaschutz
Die Frage der Mobilität ist für den Kampf gegen die Zerstörung unseres
Planeten eine sehr zentrale. So hat allein der individuelle Personenverkehr
im  Jahr  2019  fast  18% der  durch  die  Verbrennung  fossiler  Brennstoffe
entstandener Treibhausgase verursacht. Die Frage ist zusätzlich brisant, da
die  Autoindustrie  weltweit  einer  der  größten  Wirtschaftssektoren,  in
Deutschland, gemessen am Umsatz, sogar der bedeutendste ist. So gilt das
Auto spätestens seit dem sog. „Wirtschaftswunder“ unter Ludwig Erhard als
Symbol der deutschen Industrie und des gesellschaftlichen Fortschritt. Dass
dies mit Nichten der Fall ist beweisen nicht nur die CO2-Bilanzen, sondern
vor allem auch die enorme Ineffizienz des Autos. Private PKWs stehen die
meiste  Zeit  nur  herum  und  haben  pro  Insass_In  einen  desaströsen
Kraftstoffverbrauch (etwa in Vergleich zu einem Zug/Bus etc.). Dennoch sind
viele,  besonders  in  ländlichen  Regionen,  unmittelbar  auf  das  Auto
angewiesen, wenn in entlegenen Regionen der Bus nur alle 2 Stunden kommt
und man dann fast 5 Euro für eine Fahrt zahlt. Da ist es kein Wunder, dass in
Deutschland über 48 Millionen private PKWs fahren (stand Januar 2022).

Die  Verkehrswende  muss  antikapitalistisch
sein!
Dass  dieser  Zustand ein  Problem ist,  zeigt  sich  auch daran,  dass  selbst



Parteien, die mit Klimaschutz nicht einmal offiziell etwas am Hut haben, wie
die CDU, das Thema Verkehrswende floskelhaft ansprechen. Dabei muss uns
als RevolutionärInnen klar sein, dass diese und auch die Versprechen der
Grünen nichts weiter als leere Worte sind. Spätestens seit Lützerath ist klar,
dass die Interessen großer Konzerne von ihnen über den Erhalt  unserer
Lebensgrundlage gestellt werden. Die Verkehrswende ist für uns vor allem
eine gesellschaftliche Frage: Die aktuelle Ordnung des Verkehrs ist Produkt
der gesellschaftlichen Verhältnisse, welchen er zu dienen hat. Zwar erkennen
die  Herrschenden  zumindest  floskelhaft  die  Notwendigkeit  einer
Transformierung des Verkehrs an, werden aber nie in der Lage zu sein, diese
ausreichend umzusetzen,  da sich ihre Vorstellung von Umweltschutz und
Nachhaltigkeit  immer  unter  die  eigenen  wirtschaftlichen  Interessen
unterordnen  muss.  Deshalb  muss  die  Mobilitätsfrage  ein  integraler
Bestandteil unseres antikapitalistischen Kampfes sein. Die Verbindung der
Klimabewegung  und  der  Gewerkschaften  ist  dafür  ein  unbedingt
notwendiger  Schritt,  der  u.a.  gemeinsam  mit  den  Beschäftigten  der
Automobilindustrie,  wie  des  ÖPNVs  gegangen  werden  muss.

Durch die  Streikbereitschaft  im Öffentlichen Dienst  können auch andere
Beschäftigte  besonders  in  Industrien  mit  traditionell  recht  hohen
Organisierungsraten, wie etwa der Automobilindustrie, weiter für den Kampf
um  die  Verkehrswende  und  damit  für  den  Sozialismus  und  gegen  den
Klimawandel gewonnen werden. Hierfür müssen wir als RevolutionärInnen in
der Klimabewegung Kämpfe weiter zusammenführen und für fortschrittliche
sozialistische  Positionen  innerhalb  der  Gewerkschaften  sowie  der
Klimabewegung einstehen, denn ihre Führung ist nicht willens, diesen Weg
in seinem vollen notwendigen Ausmaß mit zu gehen. Dies müssen wir mit
dem Ziel tun, gemeinsam mit Aktivist_Innen der Klimabewegung und den
Beschäftigten  in  den  Gewerkschaften  des  Verkehrs,  sowie  der
Automobilindustrie,  ein  revolutionäres  Programm  aufzustellen,  um
gemeinsam  für  dieses  zu  kämpfen.

Enteignung der Verkehrsbetriebe und nachhaltige Umstrukturierung
u n t e r  K o n t r o l l e  d e r  B e s c h ä f t i g t e n !  K o s t e n l o s e
Umschulungsmaßnahmen  in  klimaschädlichen  Wirtschaftszeigen



durch  Organe  der  Arbeiter_Innenbewegung!
Kostenloser ÖPNV für alle!
Umsetzung aller Forderungen der Streikenden! Für einen massiven
Ausbau des ÖPNVs, höhere Löhne und mehr Personal!

Tag  X  im  Heibo  wurde
ausgerufen,  Solidarität  mit  der
Waldbesetzung!
von Jona Everdeen, Februar 2023

Nachdem bereits  kurz  nach  Lützerath  mit  dem Fechenheimer  Wald  die
nächste  Besetzung  geräumt  wurde,  begann  nun  nach  wochenlanger
Unsicherheit auch im Heibo die Räumung, Hundertschaften stürmten in den
Morgenstunden den Wald und umstellten die Baumhäuser. Einige Menschen
wurden schon Bi- und Tripods geräumt und die Polizei ist dabei gewohnt
brutal vorgegangen! Für heute scheint die Räumung aber erstmal vorbei und
es ist noch nicht zu spät, dorthin zu fahren!

Heibo, was ist das überhaupt und wo liegt das?
Als Heibo (Heidebogen) wird ein besetztes Waldstück bezeichnet, das Teil
des  erweiterten  Einzugsgebiets  von  Dresden  ist.  Dort  sollen  zunächst  5
Hektar eines ökologisch wertvollen Wald- und Moorgebiets zerstört werden,
um den Kiessandtagebau Laußnitz I zu erweitern. Der hier abgebaute Kies
soll dann vor allem für die Herstellung von CO2-intensivem Zement genutzt
werden,  welcher  als  Baustoff  genutzt  wird  zum  Beispiel  auch  für
Autobahnen,  für  die  der  Danni  und  der  Fecher  in  Hessen  zerstört  wurden.
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Wozu braucht es Zement?
Die Herstellung von Zement ist eine der häufig neben Kohlestrom, Kerosin
und  Erdgas  vergessenen  Klimakiller,  ist  jedoch  für  ungefähr  10%  der
globalen  CO2-Emissionen verantwortlich.  Der  Bauboom der  letzten  Jahre
sorgte  noch  einmal  dafür,  dass  sich  die  Nachfrage  nach  Zement  enorm
verstärkte, wobei die in Folge der Inflationskrise stark gestiegenen Baupreise
und die nun zu erwartende Rezession diesen Trend eventuell absenken oder
gar umkehren könnten. Zur Wahrheit gehört dabei sicherlich auch, dass eine
gewisse Menge an Zement notwendig ist um für die Gesellschaft relevante
Bauten,  zum Beispiel  von mehr Wohnungen,  vorzunehmen.  Allerdings ist
Zement  bei  weitem  nicht  so  unersetzlich  wie  es  die  Kies-  und
Zementindustrie, ein ebenfalls häufig vergessenen, aber ziemlich relevanter
Zweig der deutschen industriellen Großkapitals, gerne darstellt.

Was  sind  Alternativen  und  wie  können  sie
angewandt werden?
Zunächst erstmal durch Einsparen: Neubau von Straßen ist in Deutschland
vermeidbar und für Schienen braucht man kaum Zement. Außerdem durch
Renovierung  statt  Abriss  bei  vorhandenen  Gebäuden  kann  den  Bedarf
senken.  Für  den  benötigten  Neubau  ist  es  jedoch  möglich,  alternative
Baustoffe  zu verwenden,  die  durchaus schon erforscht  und erprobt  sind,
jedoch  bisher  einfach  nicht  profitabel  oder  zumindest  deutlich  weniger
profitabel als der übliche Beton sind. Und da haben wir auch schon das
Problem: Den Kapitalismus. In diesem geht es nämlich nicht darum, welche
Bauweisen am nachhaltigsten sind, am wenigsten Ressourcen verbrauchen
und CO2 ausstoßen, es geht nicht darum welche Form des Personenverkehrs
die sinnvollste ist und wie man Gebäude am effizientesten und nachhaltigsten
nutzen kann, sondern wie Großkonzerne am schnellsten möglichst viel Profit
erwirtschaften  und  wie  das  nationale  Kapital  am  schnellsten  seinen
Wachstum  voran  treiben  kann.

Doch  der  Kapitalismus  ist,  anders  als  die  Begrenztheit  der  natürlichen
Ressourcen,  kein  Naturgesetz.  Es  ist  möglich  Bau,  Verkehr,



Energiegewinnung und Co.  auf  eine andere Art  und Weise zu gestalten,
mittels  einer  Planwirtschaft,  die  von den Arbeiter_Innen der  Betriebe  in
Räten kontrolliert wird und deren Ziel nicht Profit ist, sondern die möglichst
effiziente und somit auch ressourcenschonende Erfüllung der Bedürfnisse
der Menschen, die sich in den Räten äußern.  In dieser neuen Form der
Gesellschaft würde dann kein ökologisch wichtiges Waldmoorgebiet für die
Zementherstellung  gerodet  werden,  es  würden  nicht  immer  mehr
Autobahnen als  Schneisen der  Zerstörung durch die  Landschaft  gezogen
werden sondern stattdessen das Schienennetz massiv ausgebaut werden um
effizient massenhaft Menschen zu befördern statt nur einzelne in übergroßen
mobilisierten Blechkisten. Es würden erneuerbare Energien in einem Maße
ausgebaut,  und Energie so weit  wie möglich eingespart  werden,  dass es
weder Kohle, Öl und Gas noch Atomenergie braucht um die Versorgung alles
Menschen zu sichern.

Die Taktik der Waldbesetzung
Wir sind solidarisch mit den Aktivist_Innen, die im Heibo und in anderen
Waldbesetzungen  ausharren,  um für  Klimagerechtigkeit  zu  kämpfen  und
bewundern ihren Mut und ihre Entschlossenheit dem fossilen Kapitalismus
zu trotzen. Das schafft Aufmerksamkeit und Beziehung und kann der Keim
für eine größere Bewegung sein! Wir denken jedoch auch, dass Besetzungen
alleine nicht  ausreichen werden.  Denn Besetzungen,  auch die  mutigsten,
stärksten und entschlossensten, werden immer geräumt werden, wenn nicht
der  Druck  von  außen  hoch  genug  ist.  Was  es  dafür  braucht,  ist  eine
kämpferische Massenbewegung, die sich aus der Basis heraus organisiert,
aus den Schulen, Unis und Betrieben, und die den Streik als ihr zentrales
Kampfmittel  nutzt:  Wenn  die  Arbeiter_Innen  im  Kiestagebau  und  der
Zementproduktion  streiken,  die  Bauarbeiter_Innen,  die  die  Autobahnen
bauen sollen und so weiter, wie soll dann noch die Rodung von Wäldern und
die  Zerstörung  von  Häusern  durchgesetzt  werden?  Wenn  wir  als
Schüler_Innen  und  Studierende  unbefristet  mitstreiken  und  protestieren,
kann das den Druck massiv erhöhen!



Rechte Angriffe auf die Waldbesetzung
In und um den Heibo kommt es immer wieder zu Angriffen von Rechten auf
die Aktivist_Innen! Volle Solidarität an euch und vor allem an die unmittelbar
Betroffenen der Gewalt! Erst auf der Demo für den Erhalt des Heibo letzte
Woche Samstag kam es parallel  zu einer Gegendemonstration von 15-20
Jungfaschos, vermutlich angeführt durch den Ex-Dortmunder Michael Brück.
Zuvor war er bereits immer wieder zu Angriffen und Bedrohungen im Wald,
sowie zur gezielten Zerstörung der Infrastruktur am Boden gekommen. Wie
bereits  im  Moni  in  Sachsen-Anhalt  zeigen  die  braunen  Banden,  die  am
Stammtisch gerne von „Heimatschutz“ und dem „guten deutschen Wald“
schwadronieren,  dass  sie  nichts  anderes  sind  als  eine  erzreaktionäre
Schlägertruppe,  die  die  Interessen  des  Großkapitals  mit  Gewalt
durchzusetzen  gesucht  und  das  mit  menschenfeindlicher  Ideologie
schönredet.

Wir fordern:

Einen sofortigen Räumungsstopp im Heibo!
Den Stopp sämtlicher Autobahnprojekte in ganz Deutschland, dafür
massive Investitionen in das Schienennetz, bessere Bezahlung und
Einstellung von neuem Personal im Öffentlichen Verkehr inklusive
kostenlose Nutzung!
Die Ersetzung von Zement durch weniger CO2-intensive Baustoffe wo
immer  möglich  und  die  Forschung  an  diesen  auf  Basis  des
gesellschaftlichen  Nutzens  statt  der  Profiterwartung!
Die Enteignung sämtlicher Bergbau-, Bau- und Energieunternehmen
unter Kontrolle der dort beschäftigten Arbeiter_Innen!
Den  Erhalt  sämtlicher  wertvoller  Naturräume  sofern  irgendwie
möglich, sowie, sollte doch vereinzelt gerodet werden müssen, die
Schaffung von ökologisch gleichwertigen Ersatzflächen!
Eine  klassenkämpferische  Klimabewegung  die  aus  ihren  Erfolgen
aber auch Fehlern der Vergangenheit lernt und ihren Fokus auf die
Organisation der  Basis  in  Schulen,  Unis  und Betrieben setzt  und
dessen zentrales Kampfmittel der (auch militant geführte) Streik ist!
Selbstorganisierte  Antifaschistische  Widerstandskomitees  zur



Verteidigung gegen rechte Angriffe!

Welche  Strategie  gegen  die
Klimakrise?
Auf der ganzen Welt sind die Folgen der Klimakrise, des Artensterbens, der
Überbenutzung der Ressourcen (Raubbau an Böden, Wasser, Wald, etc.) und
Überlastung der Senken (Verschmutzung von Wasser, Böden, Atmosphäre,
etc.), zu spüren.

In Europa in Form von zunehmenden Wetterextremen, die zum Beispiel die
Flutkatastrophe  im  Rheinland  verursachten,  sowie  dem  zeitweiligen
Austrocknen von Flüssen wie dem Po in Italien und der Loire in Frankreich.
Doch vor allem der Globale Süden, der sowieso schon massiv unter zuerst
kolonialer und nun imperialistischer Ausbeutung leidet, ist nun auch von den
Folgen der Klimakrise besonders stark betroffen.

In Pakistan stand letztes Jahr ein Drittel des Landes unter Wasser, Tausende
starben, viele Millionen verloren ihre Lebensgrundlagen. In Afrika kam es zu
schweren  Dürren,  die  die  Hungerkrise  in  manchen  Regionen  extrem
verschärften.

Diese Entwicklung hat ihren Ursprung in der kapitalistischen Wirtschaft, die
auf  Profit  und  Wachstum  basiert  und  diesen  zwangsläufig  alles  andere
unterordnet. Entsprechend ist es notwendig, dass diese Art zu Wirtschaften
endet, damit die Klimakrise überhaupt eingedämmt werden kann.

Da  die  Politik  der  bürgerlichen  Staaten  jedoch  in  erster  Linie  dem
kapitalistischen System verpflichtet ist,  agiert sie auch entsprechend: Die
nötigen radikalen Maßnahmen, die es braucht, um die Krise in den Griff zu
bekommen,  werden  nicht  getroffen,  da  sie  den  Profit  und  die
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Wettbewerbsfähigkeit des landeseigenen Kapitals schmälern würden.

Unsere einzige Hoffnung bleibt deshalb die globale Klimabewegung.

Wie ist die Lage der Bewegung?
Nach Lützerath steht die Klimabewegung trotz der Niederlage stärker und
geschlossener  da  als  zuvor.  Dies  liegt  vor  allem  daran,  dass  hier  die
gemeinsame  Erfahrung  gemacht  wurde,  dass  der  bürgerliche  Staat  im
Zweifel immer Kapitalinteressen mit Gewalt durchsetzt, dass die Polizei diese
Gewalt bereitwillig ausübt und auch die Grünen trotz ihrer Wahlversprechen
keine  Ausnahme  unter  den  bürgerlichen  Parteien  bilden,  sondern  im
Gegenteil  für  die  Rodung des Danni  und die  Zerstörung von Lützi  aktiv
verantwortlich sind. Doch auch wenn in den Ketten vor Lützerath bei FFF
organisierte Jugendliche, BUND-Mitglieder und militante Autonome Seite an
Seite standen, sind viele der alten Probleme noch nicht überwunden.

Zwar  hat  sich  inzwischen,  zumindest  formell,  der  Großteil  der
Klimabewegung  von  den  Grünen  und  ihrem  Märchen  vom  „Grünen
Kapitalismus“ verabschiedet, jedoch ist es nicht ausgeschlossen, dass linkere
Kräfte der Grünen es schaffen, Teile der Klimabewegung wieder auf ihre
Seite zu ziehen. Deshalb müssen wir weiterhin jeglichen Einfluss der Grünen
auf die Bewegung scharf bekämpfen. Ebenso müssen wir weiterhin betonen,
dass der Kapitalismus nicht in der Lage ist, die Krise zu lösen, auch nicht in
etwas anderer Form, sondern gänzlich überwunden werden muss.

In Lützerath haben sich die Massen der Klimabewegung, unabhängig von der
konkreten Strategie und Praxis, die sie verfolgen, zusammengeschlossen, um
gemeinsam gegen das fossile Kapital in Form von RWE und den bürgerlichen
Staat in Form der Polizei, Widerstand zu leisten.

Es ist wichtig, dass diese gewonnene Einheit, diese kollektive Stärke, jetzt
nicht verloren geht und dass die Klimabewegung weiterhin geschlossen steht
und gemeinsam kämpft.

Damit das funktionieren kann, ist es jedoch auch nötig, offen Kritik innerhalb
der Klimabewegung zu äußern und mit verschiedenen Akteur_Innen darüber



in die Debatte zu treten, welche Strategie und Praxis die effektivste ist, um
Klimagerechtigkeit zu erreichen.

Welche neue Strategie bringt die Bewegung
voran?
In  den  letzten  Jahren  haben  wir  erlebt,  dass  Massen  sich  den
Demonstrationen  und  Aktionen  der  Klimabewegung angeschlossen  haben
und dorthin gekommen sind, wo diese gekämpft hat, so zum Beispiel nach
Lützerath.  Nun  ist  es  jedoch  nötig,  dass  diese  Massen  ihre  Kämpfe
zurücktragen  an  die  Orte  ihres  Alltags,  an  ihre  Schulen,  ihre  Unis,  die
Betriebe in denen sie Lohnarbeit verrichten.

Denn  die  Demonstrationen  und  Aktionen,  die  wir  in  den  letzten  Jahren
durchgeführt haben, haben uns viel Aufmerksamkeit gebracht. Wir konnten
zeigen, dass wir viele sind und dass wir entschlossen sind. Die Politik hat sich
jedoch  dadurch  nicht  geändert:  Lützerath  wurde  zerstört,  Autobahnen
werden  gebaut,  Kapitalinteressen  regieren  weiter.

Besetzungen,  Blockaden,  Massendemos,  all  das  sind  gute  Mittel,  wir
brauchen allerdings noch mehr als das, um die Regierung wirklich unter
Druck zu setzen.

Der Kampf für Klimagerechtigkeit muss in den Alltag der Menschen getragen
werden, muss den kapitalistischen Alltag unmöglich machen.

Klimastreiks dürfen nicht mehr nur daraus bestehen, einen Freitag alle paar
Wochen  die  letzten  beiden  Unterrichtsstunden  oder  eine  Vorlesung  zu
schwänzen, um irgendwo in der Innenstadt zu demonstrieren: Sie müssen in
der Schule, in der Uni, im Betrieb selber stattfinden!

Die noch recht junge Bewegung „End Fossil: Occupy!“ hat mit Besetzungen
an Unis in zahlreichen Städten und Schulen in Göttingen und Bremerhaven
einen guten Schritt in diese Richtung gemacht und an der Sophie-Scholl-
Schule  in  Schöneberg  haben  Schüler_Innen  eine  Vollversammlung  zum
Thema Klimagerechtigkeit abgehalten und Forderungen dazu beschlossen!



Diese  Aktionen gilt  es  auszuweiten,  auf  noch viel  mehr  Unis,  viel  mehr
Schulen  und  vor  allem:  in  die  Betriebe.  Denn  dort  wird  der  Profit  der
Kapitalist_Innen produziert und wenn dort die Arbeiter_Innen in den Streik
treten, keine Züge rollen, keine Pakettransporter fahren, die Fließbänder bei
Daimler  und  Siemens  stillstehen,  dann  können  wir  nicht  mehr  einfach
ignoriert werden!

Was müssen wir dafür tun?
Um echte Klimastreiks zu erreichen, müssen wir unsere Kämpfe an die Orte
bringen, an denen wir uns täglich aufhalten und die Menschen dort von
unserer Strategie überzeugen.

Wenn  wir  bereits  Lohnarbeit  verrichten,  müssen  wir  mit  unseren
Kolleg_Innen  ins  Gespräch  darüber  kommen,  wie  wir  Klimagerechtigkeit
erreichen  können.  Besonders  wichtig  sind  bereits  organisierte
Arbeiter_Innen  in  Gewerkschaften:  Gemeinsam  müssen  wir  die
Spitzenfunktionär_Innen der Gewerkschaften unter Druck setzen, da diese
häufig  sehr  zögerlich  gegenüber  Arbeitskämpfen  geschweige  denn  dem
Kampf für Klimagerechtigkeit eingestellt sind!

Sie  müssen  Streiks  unterstützen  und  sich  solidarisch  zeigen  mit  den
Arbeiter_Innen, so zum Beispiel im öffentlichen Verkehr, der Pflege oder der
Logistik!

Die Klimabewegung und die Arbeiter_Innen verfolgen nämlich letztendlich
das selbe Interesse: Die Überwindung der kapitalistischen Wirtschaftsweise,
die  das Klima zerstört  und Arbeiter_Innen niedrige Löhne und schlechte
Arbeitsbedingungen  aufzwingt,  damit  Manager_Innen  und  Aktionär_Innen
profitieren können.

Die Arbeiter_Innen sind es jedoch, die in der Lage sind, dieses System aus
den  Angeln  zu  heben,  die  Produktionsmittel  der  Kapitalist_Innen,  die
Energie-,  Verkehrs-  und  Agrarkonzerne,  zu  enteignen  und  unter  ihre
Kontrolle zu stellen, diese dann demokratisch zu verwalten und so die nötige
Transformation  hin  zu  einer  klimagerechten  Wirtschaft  einzuleiten!



Gemeinsam mit ihnen müssen wir Jugendliche, Schüler_Innen, Studierende
und alle  Unterdrückten  dieses  Systems eine  Einheit  bilden,  die  von  der
Regierung nicht länger ignoriert werden kann, weil wir Unis, Schulen und
Betriebe lahmlegen.

Neben der Verbindung zwischen Klimakampf und Arbeitskampf dürfen wir
auch nicht vergessen, dass Klimagerechtigkeit nur international möglich ist!
Es muss für uns stets klar sein, dass wir den Kampf dafür nicht bloß in
Deutschland und in Europa führen, sondern dass unsere Bewegung die ganze
Welt umspannen muss und wir hier im Globalen Norden ebenfalls gegen die
Unterdrückung der Menschen im Globalen Süden kämpfen müssen, indem
wir zum Beispiel für eine Streichung der Schulden der Länder des Globalen
Südens eintreten!

Erdbeben in Türkei und Syrien:
Eine  humanitäre  Katastrophe  –
vor allem für die Minderheiten
Dilara Lorin, Zuerst erschienen bei der Gruppe ArbeiterInnenmacht, Februar
2023

4.440 Tote forderte das Erdbeben in der Türkei und Syrien bis zum Morgen
des 7. Februar. Und die Zahlen steigen stetig weiter. Hinzu kommen weit
über zehntausend, teilweise schwer, verletzte Menschen.

Die  humanitäre  Katastrophe  trifft  die  Masse  der  Bevölkerung  in  beiden
Ländern, die ohnedies unter Krieg, brutaler Repression durch die Regime
von Assad und Erdogan, unter der Inflation, Wirtschaftskrise und Korruption
leiden. Die humanitäre Krise und die hohe Zahl der Toten sind daher nicht
nur  das  Resultat  einer  Naturkatastrophe,  sondern  auch  Folge  brutaler
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Ausbeutung  und  Unterdrückung  –  eine  Tatsache,  die  in  der  offiziellen
Berichterstattung viel zu wenig oder gar nicht vorkommt.

Unterdrückte Minderheiten
Die  Hauptbetroffenen  der  humanitären  Katastrophe  sind  oft  Angehörige
unterdrückter Minderheiten  wie Kurd:innen, Alevit:innen, Araber:innen und
Geflüchtete.

Seit den Morgenstunden am 6. Februar haben mehr als 100 Erdbeben die
mehrheitlich kurdischen Regionen Maras über Antep, Nordost Syrien/Rojava
bis nach Mersin erschüttert. Es wurden Erdbeben mit einer Stärke von 7,9
gemessen, welches somit seit 1939 das schlimmste Erdbeben in der Türkei
ist. Die Situation ist katastrophal. Die aktuellen Todeszahlen stiegen allein
für die Türkei auf 3600 und mehr als 15.000 Menschen sind verletzt, weitere
Abertausende sind vermisst. Die Zahl der Vermissten, Verletzten und Toten
steigt stündlich an und wird noch in den nächsten Tagen das Ausmaß dieser
Katastrophe sichtbar machen.

Vor allem betroffen sind die unterdrückten Minderheiten in der Türkei und
Geflüchtete  vor  Ort.  Dass  in  dieser  Region  mehrheitlich  Kurd:innen und
Alevit:innen  leben  ist  einer  der  Gründe,  warum  das  türkische  Regime
Jahrzehnte lang diese Region unterentwickelt ließ und kaum bis wenig in
Infrastruktur,  Bildung  oder  Gesundheitswesen  investierte.  Die
benachteiligten  Teile  der  Gesellschaft  bilden,  wie  gesagt,  mehrheitlich
Kurd:innen und andere unterdrückte Minderheiten,  es  sind die Teile  der
Gesellschaft,  welche  aufgrund  ihrer  Armut  oftmals  gezwungen  sind,  in
Häuser einzuziehen, die nicht nur mit billigen Materialien errichtet wurden,
sondern in deren Konstruktion und Statik  kaum investiert  wurde,  da sie
ohnedies für die unteren Teile der Gesellschaft gedacht waren.

Dass  also  bei  diesem  Erdbeben  so  viele  Häuser  wie  Spielkarten
zusammenfallen, wäre in vieler Hinsicht vermeidbar gewesen. Aber es lag
und liegt im Interesse staatlicher Institutionen, die Investitionskosten gering
zu halten, und es lag und liegt im Interesse der Bauunternehmen, die Profite
möglichst hoch zu halten.



Bis heute gibt es etliche alevitische und kurdische Dörfer, in welchen kein
Leitungswasser fließt, in denen Stromnetze nur spärlich ausgebaut sind oder
in denen keine asphaltierte Straße errichtet wird, aber in dem türkischen
Nachbardorf  konnte  es  ermöglicht  werden.  Diese  bewusste  Nicht-
Entwicklung  ist  ein  politisches  Machtinstrument,  um  unerwünschte
Minderheiten  aus  der  türkischen Bevölkerung hinauszudrängen,  aber  sie
eben zugleich als billige Arbeitskräfte auszubeuten.

Kurdische Regionen
Auch ist  es mehreren Wissenschaftler:innen zufolge Tage vorher bekannt
gewesen, dass ein Erdbeben dieser Stärke die Region erschüttern wird, aber
Vorkehrungen,  wie  z.B.  Evakuierungen,  wurden  nicht  ansatzweise
eingeleitet,  die  Bevölkerung  wurde  einfach  nicht  informiert.

Mehr noch. Der Wissenschafter Prof. Naci Görür wies im Live TV bei Fox
darauf hin, dass nicht nur Jahr lang bekannt war, dass es früher oder später
in der Region Erdbeben geben wird. Sie hat außerdem als Wissenschaftlerin
Bürgermeister und Gouverneure mehrmals angesprochen und sogar eine Art
Rettungs-  und Aktionsprogramme für den Katastrophenfall  vorgelegt.  Die
Verantwortlichen abwinkten aber nur ab.

In den türkischen Medien ist von all dem kaum die Rede. Schaltet man die
Kanäle ein, welche von der AKP koordiniert und kontrolliert werden, will
keiner davon etwas wissen.  Bilder werden lediglich aus einigen wenigen
Gebieten gestreamt. Regionen wie Pazarcık, Elibstan, Gölbaşı oder Hatay,
welche durch die Erdbeben erschüttert wurden und die zu 90 % kurdisch
geprägt sind, werden nicht gezeigt. Dabei sind es diese Gebiete, in welchen
viele Gebäude dem Erdboden gleichgemacht wurden. Dies spiegelt auch die
reale und aktuelle Lage der Menschen vor Ort wieder. Unterstützung und
Hilfe erreichten kaum jemand in den genannten Regionen. Die Menschen
versuchen,  mit  ihren  eigenen  Händen  die  Betonplatten  der  Häuser  zu
entfernen, denn sie hören immer wieder noch Hilferufen und Schreie der
Überlebenden unter  den  Trümmern,  können aber  in  den  meisten  Fällen
nichts unternehmen. Die Social-Media-Kanäle sind voller Hilferufe, voll mit
Adressen von zusammengefallenen Häusern, in welchen Menschen um ihr



Leben ringen. Diese werden eben gepostet, weil es sonst kaum Möglichkeiten
gibt, denen eine Stimme zu verleihen, und aus verzweifelten Hoffnung, dass
vielleicht doch eines der wenigen Rettungsteams, die schon vor Ort sind, dies
liest.

Eine  schnelle  Besserung  der  Situation  ist  nicht  in  Sicht.  Die  meisten
Menschen, befinden sich außerhalb der Häuser, um sich richtigerweise vor
weiteren  Erdbeben  zu  schützen.  Aber  bei  den  Temperaturen,  welche  
zwischen 3 und -7 Grad in der Nacht liegen, drohen viele Menschen im
Freien zu erfrieren. Trotz dieser Bedrohungen sind die Rettungskräfte der
türkischen Regierung –  nach Zeugenberichten aus  den Gebieten –  kaum
anzutreffen bzw. nicht sichtbar, und wenn, dann sind es viel zu wenige an
den Katastrophenorten.

In  den  Grenzregionen verschärft  sich  die  Lage  außerdem für  die  vielen
Geflüchteten,  die  auch  bislang  nur  in  heruntergekommenen  Gebäuden
Unterschlupf  finden konnten.  Es  ist  außerdem der  Rassismus gegenüber
Geflüchteten, der vielen Menschen Angst macht, denn dieser wird in den
kommenden Tagen nicht nachlassen. Das altbekannte Spiel, dass man lieber
nach unten tritt als nach oben, droht hier ein Ausmaß anzunehmen, das uns
nur grausen lässt.

Syrien
Auch wenn wir uns im Artikel vor allem mit der Türkei beschäftigt haben, so
darf die Katastrophe in Syrien nicht übersehen werden. In dem Land sind
bisher  rund  1500  Menschen  dem  Erdbeben  zum  Opfer  gefallen.  Die
nordöstlichen Regionen und Teile  von Rojava sind vom Erdbeben massiv
betroffen.  Es  sind  dies  Gebiete,  die  durch  den  jahrelangen  Bürgerkrieg
gebeutelt und ausgeblutet sind und nicht zur Ruhe kommen. Sie verfügen
über wenig bis gar keine Infrastruktur, um Bergungsarbeiten durchzuführen.
Assads  Stellungnahme  dagegen  sind  blanker  Zynismus.  Kaum  staatliche
Unterstützung  wurde  in  diese  Region  entsendet,  denn  es  sind  zum Teil
Gebiete, die nicht mehr unter Assads Kontrolle stehen. Die Türkei wiederum
setzte die Angriffe auf Rojava auch während des Erdbebens fort!



Wer hilft?
In der aktuellen Situation sind Sach- und Geldspenden dringend erforderlich,
welche die Menschen vor Ort direkt erreichen. Für alle, die Geld überweisen
wollen,  verweisen  wir  auf  die  Webseite  und  das  Konto  von  Heyva  Sor
(Kurdischer Roter Halbmond; https://www.heyvasor.com/de/alikari/) Dabei ist
recht  sicher,  dass  die  Spenden  auch  dort  ankommen,  wo  sie  gebraucht
werden.

Denn nicht jeder Spendenaufruf  ist  einer,  der die Teile der Bevölkerung
erreicht, die am härtesten von der Katastrophe betroffen sind. Spenden, die
an den türkischen oder an den syrischen Staat gehen, sind oftmals welche,
die in den Taschen des Regimes oder deren Mittelsmänner landen und nicht
die Menschen vor Ort  erreichen.  In vielen Städten Deutschlands werden
aktuell  auch Sachspenden gesammelt,  womit dann Menschen oftmals mit
dem Auto in die Gebiete fahren und die Sachspenden dann an den Stellen
weitergeben, in welchen sich gerade (notgedrungen) die meisten Menschen
aufhalten. Dabei fehlt es fast an allem, denn die meisten Menschen mussten
ihre Wohnungen innerhalb von Sekunden verlassen.

Es  ist  aber  klar,  dass  die  humanitäre  Hilfe,  egal  welcher  Art,  nur  die
Auswirkungen  der  Katastrophe  lindern  kann.  Was  sind  aber  politische
Forderungen,  die  Revolutionär:innen  in  diesen  Momenten  aufwerfen
müssten?

Es  muss  die  Frage  gestellt  werden,  wie  es  sein  kann,  dass  gerade  die
Regionen, in welchen die kurdischen, arabischen, alevitischen Minderheiten
leben,  dies sind,  die  am schlechtesten auf  Naturkatastrophen vorbereitet
sind, obwohl es bekannt ist, dass in dieser Region die anatolische Platte auf
die arabische trifft. Rassismus und Unterdrückung führen direkt zur Armut,
zu einer Lage, die von Immobilienhaien und kapitalistischen Unternehmen
bewusst  ausgenutzt  wird.  Die  Frage,  die  hier  also  hauptsächlich gestellt
werden muss, ist auch die Frage der Verbindung des Befreiungskampfes der
Kurd:innen und aller unterdrückten Minderheiten in der Türkei und in Syrien
mit dem der Arbeiter:innenklasse. Wir fordern:
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Massive  Hilfsgüter  und  Personal  für  alle  betroffenen  Regionen!
Private Spenden sind gut, aber eigentlich müssen die Reichen, die
Profiteure, der Staat und die imperialistischen Länder gezwungen
werden, für die Katastrophenbekämpfung aufzukommen!
Damit  die  Hilfsgelder  nicht  im Korruptionssumpf versinken,  muss
ihre Verteilung und Verwendung von Ausschüssen der Bevölkerung
in  den  betroffenen  Gebieten  und  von  Beschäftigten  bei  den
Hilfsorganisationen kontrolliert werden. Auch Beschäftigte bei den
Banken  und  Finanzinstitutionen  können  hier  eine  wichtige
Kontrollfunktion  übernehmen.
Um den Zugang für Hilfsgüter, Helfer:innen, Katastrophenschutz zu
allen Regionen, frei von Repression und Angst vor Unterdrückung, zu
ermöglichen, ist der Rückzug der Armee und der Polizei notwendig.
Schluss  mit  der  Verfolgung  und  Unterdrückung  kurdischer  und
anderer  oppositioneller  Organisationen!  Rückzug  von  Assads
Schlächter-Truppen!  Bleiberechte  für  alle  Geflüchteten!
Rettungs-  und  Wiederaufbauprogramm,  finanziert  aus  der
Besteuerung der Profite und großen Privatvermögen unter Kontrolle
der Arbeiter:innen und Bäuer:innen in den betroffenen Regionen!

Gegen jeden Antisemitismus!
Statement  von  anti-imperialistischen  Kräften  in  FridaysForFuture,
erschienen  im  Januar  2023

Unsere Anmerkungen
Wir  solidarisieren  uns  mit  den  anti-imperialistischen  Kräften  in
FridaysForFuture,  die  Klimagerechtigkeit  auch  wirklich

Wir  solidarisieren  uns  mit  den  anti-imperialistischen  Kräften  in
FridaysForFuture (FFF), die Klimagerechtigkeit auch wirklich ernst meinen

https://onesolutionrevolution.de/gegen-jeden-antisemitismus/


und  nicht  einzelne  Bevölkerungsgruppen  davon  ausschließen.  Der  unten
dargestellte Fall reiht sich ein in mehrere undemokratische und rassistische
Äußerungen der Führung von FFF, sei es gegenüber „Palästina spricht“ in
Bremen, gegenüber Ali Kocak in Berlin oder in zahlreichen Tweets und Posts
im Internet. Um so wichtiger ist es, dass wir uns nicht mundtot machen
lassen und die Politik der Führungsfiguren von FFF gemeinsam in Frage
stellen und eine internationalistische Perspektive aufwerfen.
Deshlab  spiegeln  wir  an  dieser  Stelle  das  folgende  Statement  von
antirassistischen  Aktivist_innen  innherhalb  von  FFF.  Dabei  möchten  wir
jedoch  darauf  verweisen,  dass  wir  einen  anderen  Antisemitismusbegriff
haben  und  halten  einige  Darstellungen  in  dem  Statement  für  verkürzt.
Deshalb sei an dieser Stelle auf unseren Artikel „Was ist Antisemitismus?“
verwiesen. In unserem Programm findet ihr außerdem, was eigentlich unsere
Position  zum  Nah-Ost-Konflikt  ist.  Wir  stehen  den  Autor_innen  des
Statements  jedoch  so l idar isch  zur  Se i te  und  fordern  a l le
Internationalist_innen  in  FFF  auf,  die  rassistische  und  undemokratische
Politik der Führung von FFF offen zu kritisieren. What do we want? Climate
Justice!

https://onesolutionrevolution.de/smash-fascism/

https://onesolutionrevolution.de/was-ist-antisemitismus-und-wie-kann-er-beka
empft-werden/

Statement:
Seit  Beginn des Jahres wurden min.  32 Palästinenser*innen von der IDF
ermordet, dass sind mehr Menschen als das Jahr Tage hat. Trotzdessen hat
sich FFF Deutschland (@FridayForFuture) erneut von einem Tweet von FFF
International  (@fridays4future)  distanziert,  welcher  diese  Fakten auf  den
Tisch gelegt und sich hinter widerständige Palästinenser*innen gestellt hat.
Sie unterstellen FFF Int. Antisemitismus und verschieben den Diskurs, indem
sie  behaupten,  dass  verkürzte  Darstellungen  gemacht  würden  und  der
Konflikt „zu komplex“ sei.

Es  handelt  sich  um einen Konflikt  mit  einer  unterdrückenden und einer

https://onesolutionrevolution.de/smash-fascism/
https://onesolutionrevolution.de/was-ist-antisemitismus-und-wie-kann-er-bekaempft-werden/
https://onesolutionrevolution.de/was-ist-antisemitismus-und-wie-kann-er-bekaempft-werden/


unterdrückten Partei. Die Toten werden schlichtweg ignoriert.

Da fragen wir uns, sind die Almans mit ihrem Lastenrad gegen eine Wand
gefahren?  Hat  der  Grünen-Sticker  jetzt  einen Kratzer?  Das  würde ihnen
wahrscheinlich mehr bedeuten als 32 ermordete Menschen.

Kritik  an  Apartheid  und  Siedlungskolonialismus  ist  kein  Antisemitismus,
sondern „antikoloniale Pflicht“. So formulierten es unsere Genoss*innen von
BiPoC for Future unter dem Tweet von FFF Deutschland, & dem können wir
uns nur anschließen.

Israel  ist,  um  es  einmal  ganz  deutlich  auszudrücken,  ein  neokolonialer
Apartheidsstaat¹ mit einer rechtsextremen Regierung!

Die neue israelische Regierung hat kein Interesse an einer 2-Staaten-Lösung
und  macht  diese  zunichte.  Gerade  wird  mehr  über  das  Wort  „Intifada“
geredet als über Apartheid. Um das eben abzuschließen: „Intifada²“ ist ein
arabisches Wort und steht für „Aufstand“ bzw. „sich erheben“.

Die palästinensischen Intifadas waren Aufstände gegen ihre Unterdrückung
und  Ermordung.  Sie  machten  Gebrauch  von  Massenprotesten,
Generalstreiks,  Frauenkomitees,  selbstversorgenden  Rätestrukturen  von
unten,  Massenboykott  bis  hin  zu  militantem  Widerstand.  Angriffe  auf
Zivilist*innen  unterstützen  wir  natürlich  nicht.  Intifada  hat  nichts  mit
„Vernichtungsantisemitismus“ oder gar „alle Jüd*innen ermorden“ zu tun.
Hier wird Staat und Religion gleichgesetzt. Es möge argumentiert werden,
dass Israel aber ein oder gar der einzige Safe-Space für Jüd*innen sei. Doch
ein kapitalistischer Staat  kann niemals  ein  Safe-Space sein.  Es geht  der
israelischen  Regierung  nicht  um  die  Menschen,  sondern  um  Zahlen  &
Prozente.  Auch  sind  einige  Jüd*innen  in  Israel  nicht  sicher,  jene,  die
arabisch-sprachig und oder Schwarz sind.

Und was ist eigentlich mit den Jüd*innen in Israel und auf der ganzen Welt,
welche die Idee des Zionismus ablehnen? Auch diese sind dort keinesfalls
sicher. Unser Ziel sollte sein, eine intersektionale Gesellschaft aufzubauen, in
der alle Menschen sicher sind.



Erwähnenswert ist auch, dass selbst Shoa-Überlebende, wie Esther Bejarano,
zu Lebzeiten von den gleichen Leuten als „Antisemitin“ diffamiert wurde,
weil sie sich für palästinensische Menschenrechte eingesetzt hat.

Übrigens:

Die  Distanzierung  von  dem  Tweet  wurde  mit  der  FFF-Bewegung  in
Deutschland nicht einmal abgesprochen. Das, was die deutsche Fridays for
Future-„Bundesebene“ gerade abzieht, ist schlichtweg undemokratisch. Das
zeigt  einmal  wieder  die  extremen  Machtstrukturen  innerhalb  von  FFF
Deutschland. Auch behauptet die Bundesebene, dass FFF Deutschland die
IHRA-Definition  von  Antisemitismus  übernommen  hätte,  was  zu  keinem
Zeitpunkt  besprochen oder  beschlossen wurde.  Sogar Jüd*innen die  eine
andere Meinung vertreten,  werden nicht gehört.  Zur IHRA-Definition hat
auch die Rosa Luxemburg Stiftung eine empfehlenswerte Analyse gemacht³.

Es hat sich ein weiteres Mal gezeigt, wenn die deutsche FFF-Bundesebene
int. Klimagerechtigkeit sagt, meint sie das nicht wörtlich, schon gar nicht,
wenn es um antikoloniale Klimagerechtigkeit geht.

Vertraut den Drecksliberalen nicht!

Hoch die internationale Solidarität!

Yallah Intifada!

¹  1 .
https://www.un.org/en/genocideprevention/documents/atrocity-crimes/Doc.10_International%20Convention%20on%20the%20Suppression
%20and%20Punishment%20of%20the%20Crime%20of%20Apartheid.pdf

2 .
https://www.amnesty.org/en/latest/campaigns/2022/02/israels-system-of-apartheid/#:~:text=This%20is%20apartheid.,order%20to%20bene
fit%20Jewish%20Israelis

3. https://www.hrw.org/report/2021/04/27/threshold-crossed/israeli-authorities-and-crimes-apartheid-and-persecution

4. https://www.btselem.org/apartheid

²Arabisch – Sich erheben, loswerden, abschütteln

³https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/rls_papers/Papers_2-2019_Antisemitismus.pdf



Lützerath ist gefallen, doch was
haben wir gewonnen?
Nachdem die Großdemo am 14.01 vorbei ist, Lützerath vollständig geräumt
ist  und  auch  die  Blockaden zu  Beginn  der  Woche  vorbei  sind,  sind  die
meisten (aber längst nicht alle!) Aktivist_Innen wieder zuhause. Wir haben
also Zeit uns aufzuwärmen und die vergangenen Tage (oder Wochen; für
manche sogar Jahre) Revue passieren zu lassen. Was haben die vielfältigen
Aktionen gebracht? War Lützerath eine Niederlage oder ein Sieg für uns?
Unsere Einschätzung findet ihr in diesem Artikel.

Lützerath hat uns stärker gemacht
Die  Aktionstage  haben  viele  Leute  auf  die  Beine  gebracht.  Obwohl  alle
Altersgruppen vertreten waren, kann angenommen werden, dass viele der
Aktivist_Innen Jugendliche waren, die sich im Rahmen von Fridays for Future
politisiert  haben.  Allen  Menschen bundesweit  wurde  in  NRW vor  Augen
geführt, dass der Staat für die Profitinteressen des Kapitals bereit ist, brutal
gegen die Umweltbewegung vorzugehen. Außerdem ist das Vorgehen von
RWE  und  der  Rückendeckung  durch  den  Staat  ein  politischer  Skandal
sondergleichen,  inklusive  tendenziöser  Studien  und  Bruch  des  Pariser
Klimaabkommens.  Das hat  die Menschen wütend gemacht und sicherlich
auch zusammengeschweißt und radikalisiert. Dies hat man nicht zuletzt auch
daran gesehen, dass die Parole „RWE enteignen!“ sehr präsent war.

Denn  Lützerath  hat  wieder  einmal  klargestellt,  dass  eine  nachhaltige
Umweltpolitik  nicht  das  Ziel  der  Landes-  oder  Bundesregierung  ist.  Die
Grünen,  welche  sowohl  im Bund als  auch  auf  Landesebene  mitregieren,
haben diese Politik direkt mitzuverantworten. Hoffen wir, dass nun auch die
letzten  Menschen  ihre  Hoffnung  auf  diese  Partei  aufgeben.  Dass  die
Regierungen ihre Politik ändern,  können sie anscheinend nur mit  Zwang
erreichen. Auch das wurde in Lützerath offensichtlich. Dafür müssen wir uns
natürlich auch militant gegen die Polizei durchsetzen. Das war sicherlich
eine  zentrale  Errungenschaft  von  Samstag,  dass  die  Bewegung  eine

https://onesolutionrevolution.de/luetzerath-ist-gefallen-doch-was-haben-wir-gewonnen/
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massenhaft Widerständigkeit erreichen konnte: Ketten bilden, Anweisungen
widersetzen, Bullenketten durchbrechen. Wären wir am Wochenende noch
mehr und noch militanter gewesen; Lützerath würde noch stehen und die
Bullen würden immer noch im Schlamm feststecken!

Lützerath geräumt, Kohle wird abgebaggert
Doch wir müssen wir feststellen, dass Lützerath geräumt ist und in sehr
naher Zukunft den gewaltigen Kohlebaggern weichen wird. Insofern muss die
Besetzung Lützeraths isoliert betrachet als gescheitert angesehen werden.
Wahrscheinlich  hätten  auch  doppelt  so  viele  militante  Menschen  die
Räumung  Lützeraths  wahrscheinlich  nur  weiter  verzögert,  nicht  aber
verhindern können. So sehr wir die Fähigkeiten, den Kampfgeist und den
Mut  der  Besetzer_Innen  des  Hambi,  des  Danni  oder  jetzt  Lützeraths
bewundern,  letztlich  ist  diese  Politik  in  jedem  dieser  Fälle  gescheitert.
Vielfach wurde auf diese Aussage hin argumentiert, dass durch die Aktionen
die Umweltfrage in das Bewusstsein vieler Menschen gerückt ist und noch
mehr (aktive) Unterstützer_Innen gefunden hat. Das stimmt zwar sicherlich
und ist auch ein Verdienst dieser Aktionen. Doch es ist nur ein erster Schritt,
denn: Was folgt auf die Öffentlichkeit und was sollen die so neu politisierten
Menschen jetzt machen?

Perspektive
Wir glauben nicht, dass einfach nur die Besetzer_Innenszene größer werden
muss, damit sie erfolgreich sein kann. An den Aktionen können sich aufgrund
der Strapazen nämlich quasi nur junge Leute beteiligen. Außerdem muss
man für eine längere Besetzung den Job kündigen oder man muss Student_In
mit ausreichend finanzieller Unterstützung sein. Mit Kindern kann man auch
nicht  bei  allem  dabei  sein.  Zudem  haben  viele  Leute  Angst  vor  der
Repression oder vor der physischen Gewalt der Polizei. Besetzungen sind
also  nur  für  einen  kleinen  Teil  der  Bevölkerung eine  Option.  Wenn wir
gewinnen wollen, müssen aber viel mehr Menschen aktiv werden. Außerdem
sind die Besetzungen auf kleine, einzelne Orte konzentriert.  Lützi  alleine
reicht nicht, wenn irgendwo anders Kohle abgebaggert, neue Gasterminals



gebaut, Atommeiler weiter betrieben werden und e.on, statt in erneuerbare
Energie zu investieren, Geld an seine Manager und Aktionäre ausschüttet?

Was wir damit sagen wollen, ist, dass der Kampf immer und überall geführt
werden muss. In den Betrieben, in den Schulen, in Unis, auf der Straße. So
kann jede  Person  kontinuierlich  aktiv  sein  und  sich  in  Bezug  setzen  zu
anderen Missständen der Gesellschaft. Besonders wichtig ist es dabei den
Kampf in die Betriebe zu tragen. Dort sind nämlich die Menschen, die mit
ihrer  Streikmacht  wirklich  politische  Forderungen  durchsetzen  können.
Glaubt  ihr,  dass  RWE  Lützerath  abbaggern  würde,  wenn  sich  die
Arbeiter_Innen  der  Kohlekraftwerke  weigern  würden,  diese  Kohle
anschließend zu verbrennen? Auch Streiks in anderen Sektoren können dazu
genutzt werden, politische Forderungen in der Klimafrage zu erzwingen.  

Forderungen, wie die Streichung der Schulden des globalen Südens, mehr
Investitionen  in  erneuerbare  Energien  oder  kostenloser  öffentlicher
Nahverkehr sind anschlussfähige und zentrale Forderungen zur Verbindung
von Kämpfen. Doch auch diese können nur durch mächtige Streiks im ganzen
Bundesgebiet  erkämpft  werden.  Besetzungen  können  und  müssen  einen
solchen Kampf natürlich unterstützen, sollten aber nicht das alleinige Ziel
der Umweltbewegung sein.

Lützerath ist gefallen, aber der Kampf geht weiter. Wir haben in Lützerath
gezeigt, dass wir groß und militant sind. Lässt uns diese Größe und Militanz
nun wieder in unsere Städte tragen, damit die Regierung und das Kapital gar
nicht erst wieder zu Atem kommt!  

Lützerath,  Luisa  Neubauer  und

https://onesolutionrevolution.de/luetzerath-luisa-neubauer-und-die-heuchelei-der-gruenen/


die Heuchelei der Grünen
Die  Grünen  regieren  nun  in  der  Bundesregierung  und  in  einigen
Bundesländern,  darunter  NRW,  in  denen  gerade  ein  großer  Kampf  der
Umweltbewegung  gegen  die  herrschende  Klasse  und  ihre  Regierung
ausgefochten  wird.  Sind  die  Grünen  dabei  eine  Unterstützung  für  die
Klimabewegung? Mitnichten! Die Grünen entpuppen sich an der Regierung
tatsächlich  als  eine  Partei,  die  rücksichtslos  die  Interessen  der  großen
Energiekonzerne vertritt. Das hat sie in NRW bereits bewiesen, als sie in
Koalition mit der SPD die Abholzung des Hambacher Forstes genehmigte.
Auch die teilweise Abholzung des Dannenröder Forstes in Hessen für den
Bau  einer  Autobahn  oder  die  momentan  stattfindende  Rodung  des
Fechenheimer Waldes unter der schwarz-grünen Landesregierung sind allen
Klimaaktivist_Innen geläufig.

Grünes  Regierungsprogramm:  Krieg  und
Umweltzerstörung
Kaum an  der  Bundesregierung  haben  die  Grünen  ihre  Versprechen  von
Klimagerechtigkeit  und Frieden über Bord geworfen.  Das Produkt  waren
gewaltige Waffenlieferungen in das heißeste Kriegsgebiet der Erde (Ukraine)
und historische Sanktionen gegen Russland, unter welchen vor allem die
russischen Arbeiter_Innen leiden und nicht die Machthabenden. Die Folgen
der  damit  einhergehenden  Energiekrise  waren  schmutzige  Gas-Deal  mit
Katar und ein noch schmutzigerer Öl-Deal mit einem Land, welches 2021
einen  völkerrechtswidrigen  Angriffskrieg  führte:  Aserbaidschan.  Die
momentane  Energiekrise  muss  jetzt  sogar  als  Begründung  für  die
Abbaggerung  Lützeraths  herhalten!  Zynischer  geht  es  kaum.

Luisa Neubauer: Linke Flankendeckung
Als die Lage in Lützerath kritisch wurde, machte sich die „Klimaaktivistin“
Luisa Neubauer auf den Weg zum Dorf, um den Protesten beizuwohnen. Man
könnte meinen, sie würde mit ihrer Prominenz die Proteste unterstützen.
Allerdings hat sie mit ihren Karriereambitionen und dem damit verbundenen
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Eintritt in die grüne Partei längst die Seiten gewechselt. Ihre Taktik besteht
darin, die Umweltbewegung in den Staat zu integrieren, indem sie radikale,
antikapitalistische Positionen bekämpft und versucht, die Umweltbewegung
zu einer auf der Straße aktiven Wähler_Innenbasis der Grünen zu machen.
Sie will uns also dazu bringen, eine Partei zu unterstützen, die überhaupt
erst  für  die  Umweltkrise  verantwortlich  ist!  Eine  solche  Politik  ist  für
gefährlich für die Umweltbewegung, weil sie die Tatsache verschleiert, dass
der Staat kein Gehilfe, sondern der Feind im Kampf für eine nachhaltige
Umweltpolitik ist. Die grüne Partei hat das, wie oben beschrieben, immer
wieder unter Beweis gestellt. Da das Land NRW 50,1 % an der REW Power
AG besitzt, sind hier Kapital und Staat sogar direkt verbunden und vertreten
deshalb auch dieselben Interessen. Wie sehr ihr dieser Verrat selbst bewusst
ist, ist letztlich unerheblich. Entscheidend ist, welche Folgen ihr Handeln für
die Umweltbewegung hat.

Taktik der Grünen in Lützerath
Die Grünen sind sich sehr wohl dieser Problematik bewusst und haben die
Polizei  deshalb  zunächst  zurückhaltend  agieren  lassen.  Sie  wollten
sicherstellen,  dass  die  Presse  berichtet,  als  ob  die  Gewalt  von  den
Besetzer_Innen  ausgehen  würde.  Räumungspanzer,  Wasserwerfer  und
hunderte  vermummte  und  behelmte  staatliche  Schläger  entlarven  diese
Taktik  aber.  Schnell  war  auch  die  Lüge  von  einem  Molotov-Cocktail
aufgetischt. Seitdem wird die Räumung mit Schlagstock, Pfefferspray und
schwerem Gerät  erbarmungslos  durchgeführt.  Die  Grünen setzen einfach
darauf, dass die Menschen ihre Doppelmoral bald wieder vergessen haben.
Landtagswahlen in NRW sind sowieso erst wieder 2027. Außerdem können
sie teilweise damit rechnen, dass ihre Basis bereits soweit verbürgerlicht ist,
dass viele ihrer Wähler_Innen die Räumung zumindest akzeptieren, da sie
das Märchen glauben, dass die Kohle unter Lützerath für die Sicherstellung
der Energieversorgung essentiell sei.

Wie also mit den Grünen umgehen?
Wir sollten jede Einflussnahme der Grünen auf die Proteste entschieden als



Heuchelei  zurückweisen.  Wenn ehrliche und aufrechte Aktivist_Innen der
Grünen  die  Proteste  in  Lützerath  unterstützen,  dann  begrüßen  wir  das
natürlich. Allerdings müssen wir mit ihnen ins Gespräch kommen und sie
davon überzeugen, dass nur ein Bruch mit den Grünen die Umweltbewegung
zum Erfolg führen kann. Gemeinsame Aktionen mit der Arbeiter_Innenklasse
wie Demos, Besetzungen und vor allem Streiks können die Regierung und die
Konzerne  in  die  Knie  zwingen.  Ein  Hoffen  auf  die  grüne  Partei  und
einsichtige Politiker_Innen kann es nicht.

Lützerath  bleibt!  Gegen  die  Zerstörung  von  Wohnraum  und  die
Vertreibung von Menschen für die Profite der Energiekonzerne!
Für eine nachhaltige Energiewende unter Arbeiter_Innenkontrolle!
Aufbau  einer  internationalen  und  antikapitalistischen
Umweltbewegung  jetzt!  Streiks  und  Besetzungen  durch
Arbeiter_Innen, Schüler_Innen, Studierende und alle Unterdrückten
dieses Systems!


